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Vorwort 

Im Gegensatz zur Regelung des Bund-Länder-Finanzausgleichs, die erst 
jüngst einer umfassenden Überprüfung  durch das Bundesverfassungsgericht 
unterzogen wurde (Urteil des Ersten Senats vom 24. 6. 1986, in: DVB1. 1986, 
S. 822 - 834), hat der Finanzausgleich in der Sozialversicherung bislang keine 
vergleichbare Beachtung und Vertiefung in der juristischen Dogmatik For-
schung gefunden. Dies mag seinen Grund in der fehlenden verfassungsrecht-
lichen Absicherung der Sozialversicherungsträger  haben. Dem steht eine 
zunehmende praktische Relevanz für einzelne Gruppen von Beitragszahlern 
gegenüber, die aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu bestimmten Krankenkassen 
erheblich überdurchschnittliche Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung 
beitragen müssen. Angesichts eines weitgehend vereinheitlichten Leistungs-
katalogs in der gesetzlichen Krankenversicherung wird diese Ungleichbehand-
lung innerhalb des Gesamtsystems der gesetzlichen Krankenversicherung zum 
verfassungsrechtlichen  Problem. Diese Arbeit soll dazu beitragen, die verfas-
sungsrechtliche Relevanz von Organisationsstruktur und Risikoausgleich in 
der gesetzlichen Krankenversicherung zu verdeutlichen und Maßstäbe zur 
Prüfung des allgemeinen Gleichheitssatzes im Mitgliedschafts- und Beitrags-
recht zu entwickeln. 

Die Arbeit konnte nur zustande kommen durch beharrliche Aufmunterung 
und wohlwollende Unterstützung vieler guter Freunde, denen ich hiermit 
herzlich danke. Ganz besonders danke ich Karl-Jürgen Bieback, Hartmut 
Günther, Thomas Molkenthin, Sybille Raasch, Andreas Wittenberg und 
Ursula Rust für die kritische Diskussion der Teilergebnisse. Für stetige tat-
kräftige Unterstützung ein herzliches Dankeschön an die Kolleginnen in der 
Bibliothek der Behörde für Arbeit, Jugend und Soziales. Schließlich verdanke 
ich Waltraud Gößler die stets zuverlässige Umsetzung des Manuskripts. 

Die Arbeit hat am Fachbereich Rechtswissenschaft I I der Universität Ham-
burg als Dissertation vorgelegen. Sie wurde von Prof.  Dr. Karl-Jürgen Bieback 
als Erstgutachter und Prof.  Dr. Gerhard Igl betreut. 

Literatur, Tabellen werk und Rechtsprechung entsprechen dem Stand vom 
Januar 1986, spätere Entwicklungen konnten nur teilweise berücksichtigt wer-
den. 

Hamburg, im November 1986 
Johann Brunkhorst 
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1. Das Problem: Gleicher Leistungsanspruch 
bei ungleicher Beitragsbelastung 

Die Leistungen, die der einzelne Versicherte im Krankheitsfall  von seiner 
Krankenkasse beanspruchen kann, sind fast vollständig gesetzlich festgelegt. 
Dies erfolgt  durch Normierung des Katalogs der Regelleistungen  gem. § 179ff. 
RVO1 . Darüber hinaus sind auch Mehrleistungen  zulässsig, deren Gewährung 
ist jedoch nur in den Fällen möglich, in denen die Reichsversicherungsord-
nung eine Öffnungsklausel  für Mehrleistungen enthält (§ 179 Abs. 3 RVO). 
Der Umfang der Mehrleistungen gegenüber den Regelleistungen fällt finanzi-
ell kaum ins Gewicht, da sie insgesamt nur ca. 2% der Reinausgaben der Kas-
sen ausmachen (vgl. unten Kap. 2.6.1). Es besteht daher ein grundsätzlich 
einheitlicher Leistungsstandard in der gesetzlichen Krankenversicherung, der 
unabhängig von der jeweiligen Kassenzugehörigkeit des Patienten ist. Der 
Umfang der medizinischen Betreuung soll allein durch den Gesundheits-
zustand des Versicherten bestimmt werden und nicht nach seiner sozialen 
Rangstellung innerhalb der Gesellschaft, die sich möglicherweise in der Kas-
senzugehörigkeit ausdrückt. 

Diesem gesetzlich vorgesehenen Katalog der Regelleistungen entspricht 
jedoch nicht ein ebenfalls gesetzlich fixierter  Beitragssatz. Gesetzlich vorgege-
ben sind allein die Modalitäten der Beitragsfestsetzung, die im Wege der 
Umlagefinanzierung mit dem Ziel der Bedarfsdeckung jeder einzelnen Kasse 
(insgesamt ca. 1200 Kassen) als eigenständiger Organisationseinheit vorge-
nommen wird (vgl. unten Kap. 1.2.1). Das Ausmaß der Beitragssatzunter-
schiede ist mittlerweise beträchtlich: so bewegten sich die Beitragssätze zum 
1.1.85 in einer Spanne von 6% bis 14,4% (siehe Tab. 1, S. 22/23). 

Aussagekräftiger  als die prozentuale Differenz  ist es jedoch, wenn man die 
absolute Differenz  bezogen auf ein angenommenes Monatsentgelt von 
D M 3000,— errechnet. Bei diesem in etwa durchschnittlichen Einkommen 
eines männlichen Versicherten können sich innerhalb einer Stadt/Region 
bereits Differenzen  im Beitrag von D M 2000,— und mehr jährlich ergeben. 
Dieser Betrag erhöht sich, je mehr das Einkommen sich der Beitragsbe-
messungsgrenze (§§ 385 Abs. 1 S. 1; 180 Abs. 1 S. 3; 165 Abs. 1 Nr. 2; 1385 
Abs. 2 RVO) nähert, die 1986 monatlich D M 4200,— betrug (vgl. unten 
Kap. 1.1.2.1, 1.1.2.2). 

1 Der Leistungskatalog gem. § 179 RVO gilt sowohl für die Pflichtkassen (§ 225 
RVO) als auch für die Ersatzkassen (§ 507 RVO), mithin für alle Kassenarten der 
gesetzlichen Krankenversicherung. 
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